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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für 
Personen, die aus politischen Gründen in Gebieten 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 140. Sitzung 
am 6. Mai 1955 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen (Anlage 2). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus politischen Gründen 
in Gebieten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 


Personenkreis 


Leistungen nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften erhalten 

1. deutsche Staatsangehörige und deutsche 
Volkszugehörige, die nach dem 8. Mai 
1945 in der sowjetischen Besatzungszone 
oder im sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin oder in den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes genannten 
Gebieten aus politischen und nach frei- 
heitlich-demokratischer Auffassung von 
ihnen nicht zu vertretenden Gründen in 
Gewahrsam genommen wurden, 

2. Angehörige der in Nr. 1 genannten Per- 
sonen, sofern diese sich noch in Gewahr- 
sam befinden, 

3. Hinterbliebene der in Nr. 1 genannten 
Personen, sofern diese infolge einer im 
Gewahrsam erlittenen Schädigung ver- 
storben sind, 

wenn diese Personen ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt am Tage des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes in seinem Geltungs- 
bereich haben oder nach diesem Zeitpunkt 
unter den Voraussetzungen des § 3 des Bun- 
desvertriebenengesetzes oder als Aussiedler 
im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes oder im Wege der 
Familienzusammenführung gemäß § 94 des 
Bundesvertriebenengesetzes begründen. 


§2 


Ausschließungsgründe 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz werden 
nicht gewährt an Personen, 

1. die in den Gewahrsamsgebieten dem dort 
herrschenden politischen System in ver- 
werflicher Weise Vorschub geleistet haben, 

2. die in den Gewahrsamsgebieten durch ihr 
Verhalten gegen die Grundsätze der 
Rechtsstaatlichkeit oder Menschlichkeit 
verstoßen haben; dies gilt insbesondere 
für Personen, die durch ein deutsches Ge- 
richt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
wegen eines an Mithäftlingen begangenen 
Verbrechens oder Vergehens rechtskräftig 
verurteilt worden sind, 

3. die nach dem 8. Mai 1945 durch ein 
deutsches Gericht im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zu einer Zuchthausstrafe 
von mehr als drei Jahren verurteilt wor- 
den sind, 

4. denen nach dem 8. Mai 1945 durch ein 
deutsches Gericht im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes rechtskräftig die bürger- 
lichen Ehrenrechte aberkannt worden 
sind. 

(2) Die Gewährung von Leistungen kann 
versagt oder eingestellt werden, wenn fest- 
gestellt wird, daß der Berechtigte sich in einer 
die Sicherheit oder die demokratischen Ein- 
richtungen der Bundesrepublik und des Lan- 
des Berlin gefährdenden Weise zugunsten 
eines in den in § 1 genannten Gewahrsams- 
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gebieten herrschenden politischen Systems 
betätigt hat oder betätigt. 

(3) Liegen Ausschließungsgründe bei der in 
Gewahrsam genommenen Person (§ 1 Nr. 1) 
vor, so sind diese auch gegenüber Ange- 
hörigen und Hinterbliebenen wirksam. 

§3 

Erweiterung des Personenkreises 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates weitere Gruppen von Per- 
sonen, die aus den in § 1 Nr. 1 genannten 
Gründen 

a) in anderen als den dort bezeidmeten Ge- 
bieten außerhalb des Geltungsbereidies 
des Gesetzes in Gewahrsam genommen 
wurden oder 

b) ohne in Gewahrsam genommen worden 
zu sein, durch andere Maßnahmen eine 
gesundheitlidie Schädigung erlitten haben, 

sowie deren Angehörige und Hinterbliebene 
den nadi diesem Gesetz zum Empfang von 
Leistungen Berechtigten gleichzustellen. 

§4 

Besdiädigtenversorgung 

Ein nadi § 1 Nr- 1 Bereditigter, der in- 
folge des Gewahrsams eine gesundheitlidie 
Schädigung erlitten hat, erhält wegen der ge- 
sundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen 
dieser Sdiädigung auf Antrag Versorgung in 
entsprediender Anwendung der Vorschriften 
des Gesetzes über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
jeweils geltenden Fassung, soweit ihm nicht 
wegen desselben sdiädigenden Ereignisses ein 
Anspruch auf Versorgung unmittelbar auf 
Grund des Bundesversorgungsgesetzes zu- 
steht. 

§5 

Hinterbliebenenversorgung 

(1) Ist der Beschädigte an den Folgen der 
Schädigung gestorben, so erhalten die Hinter- 
bliebenen Versorgung in entsprediender An- 
wendung der Vorschriften des Bundesver- 
sorgungsgesetzes, soweit ihnen nicht ein An- 
sprudi auf Versorgung unmittelbar auf 
Grund des Bundesversorgungsgesetzes zu- 
steht. 

(2) § 50 Abs. 3 des Bundesversorgungs- 
gesetzes findet mit der Maßgabe Anwendung, 


daß an Stelle der Frist des § 59 Abs. 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes die Frist des § 7 
dieses Gesetzes tritt. 

§6 

Zusammentreffen von Ansprüchen 

(1) Treffen Ansprüche aus § 4 dieses Ge- 
setzes mit Ansprüdien aus § 1 des Bundes- 
versorgungsgesetzes zusammen, so wird die 
Versorgung unter Berücksichtigung der durch 
die gesamten Schädigungsfolgen bedingten 
Minderung der Erwerbsfähigkeit unmittelbar 
nach den Vorschriften des Bundesversor- 
gungsgesetzes gewährt. 

(2) § 55 des Bundesversorgungsgesetzes 
findet Anwendung, wenn Leistungen nach 
§§ 4 oder 5 mit Leistungen Zusammentreffen, 
die unmittelbar nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz gewährt werden. 

§7 

Antragsfristen 

(1) Anträge auf Leistungen nach §§ 4 und 5 
sind zur Vermeidung des Ausschlusses binnen 
einem Jahr zu stellen. 

(2) Die Frist beginnt für Beschädigte mit 
dem Eintreffen im Geltungsbereich des Ge- 
setzes. Für Hinterbliebene beginnt die Frist 
mit dem Empfang der Todesnachricht; sofern 
sie sich zu diesem Zeitpunkt noch nicht im 
Geltungsbereich des Gesetzes befunden haben, 
beginnt die Frist mit dem Eintreffen im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes. In keinem Falle 
beginnt die Frist vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. 

(3) Für eine Antragstellung nach Ablauf 
der in Absatz 1 genannten Frist gilt die 
Regelung des § 57 Abs. 1 des Bundesversor- 
gungsgesetzes entsprechend. 

§ 8 

Unterhaltsbeihilfe 

(1) Solange sich die in § 1 Nr. 1 bezeidi- 
neten Personen im Gewahrsam befinden, er- 
halten ihre Angehörigen eine Unterhalts- 
beihilfe in entsprediender Anwendung des 
Gesetzes über die Unterhaltsbeihilfe für An- 
gehörige von Kriegsgefangenen in der jeweils 
geltenden Fassung, soweit ihnen nidit bereits 
win Anspruch hierauf unmittelbar auf Grund 
des Unterhaltsbeihilfegesetzes zusteht. § 4 
Satz 2 des Unterhaltsbeihilfegesetzes findet 
keine Anwendung. 
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(2) § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die Unter- 
haltsbeihilfe für Angehörige von Kriegs- 
gefangenen tritt außer Kraft. Soweit hiernach 
Unterhaltsbeihilfe bewilligt worden ist, be- 
wendet es dabei. 

(3) Unterhaltsbeihilfe nach Absatz 1 wird 
neben Dienstbezügen gemäß § 37 b Abs. 4 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen in der Fassung vom 
1. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287) 
nur insoweit gezahlt, als sie diese übersteigt. 


§9 


Anwendung der Vorschriften 
des Heimkehrergesetzes 


(1) Berechtigte nach § 1 Nr. 1, die länger 
als zwölf Monate in Gewahrsam gehalten 
wurden und nach dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes, innerhalb von sechs Monaten nach 
der Entlassung, ihren ständigen Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes genom- 
men haben, erhalten in entsprechender An- 
wendung des Heimkehrergesetzes die dort 
vorgesehenen Vergünstigungen, sofern ihnen 
nicht nach anderen Vorschriften gleichartige 
Vergünstigungen gewährt werden können. 

(2) § 24 des Heimkehrergesetzes findet auf 
Berechtigte nach § 1 Nr. 1 auch dann An- 
wendung, wenn sie sich weniger als zwölf 
Monate in Gewahrsam befunden oder später 
als sechs Monate nach der Entlassung ihren 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes genommen haben. 

(3) § 1 Abs. 4 des Heimkehrergesetzes 
findet nur noch auf Personen Anwendung, 
die bereits vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ihren ständigen Aufenthalt in seinem 
Geltungsbereich genommen haben. 


§ 10 

Zuständigkeit und Verfahren 

(1) Für die Gewährung von Leistungen 
nach §§ 4, 5 und 8 sind die Behörden zu- 
ständig, denen die Durchführung des Bundes- 
versorgungsgesetzes und des Unterhaltsbei- 
hilfegesetzes obliegt. Soweit die Versorgungs- 
behörden zuständig sind, richtet sich das Ver- 
fahren nach den für die Kriegsopferversor- 
gung geltenden Vorschriften. 

(2) Für die Gewährung der Vergünstigun- 
gen nach § 9 sind die mit der Durchführung 


der Vorschriften des Heimkehrergesetzes 
jeweils befaßten Behörden und Stellen zu- 
ständig; die für diese Behörden und Stellen 
maßgebenden Bestimmungen für das Ver- 
waltungsverfahren gelten entsprechend. 

(3) Uber öffentlich-rechtliche Streitigkeiten 
entscheiden die Gerichte der Sozialgerichts- 
barkeit, soweit dieses Gesetz von den für die 
Kriegsopferversorgung zuständigen Verwal- 
tungsbehörden, von den Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung oder den Trägern 
der Sozialversicherung durchgeführt wird. 
Für das Verfahren vor den Gerichten der 
Sozialgerichtsbarkeit sind je nach der Art des 
Anspruches die Vorschriften des Sozialgerichts- 
gesetzes vom 3. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1239) für Angelegenheiten der 
Kriegsopferversorgung oder für Angelegen- 
heiten der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung oder für 
Angelegenheiten der Sozialversicherung maß- 
gebend. § 51 Abs. 2 Satz 2 des Sozialgerichts- 
gesetzes vom 3. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1239) bleibt unberührt. 

(4) Der Nachweis darüber, daß die Voraus- 
setzungen der §§ 1 und 9 vorliegen und Aus- 
schließungsgründe nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 nicht gegeben sind, ist durch eine Be- 
scheinigung zu erbringen. Die Vorschriften 
der §§ 16, 17, 18 und 20 des Bundesver- 
triebenengesetzes sind entsprechend anzu- 
wenden. 


§H 

Berechtigte in Gast- oder Durchgangslagern 

Für Berechtigte, die sich in einem Gast- 
oder^ Durchgangslager aufhalten, sind für die 
Gewährung von Leistungen nach diesem Ge- 
setz und für die Ausstellung der Bescheini- 
gung gemäß § 10 Abs. 4 die Behörden und 
Stellen zuständig, in deren Bereich sich das 
Lager befindet. 


§ 12 

Härteausgleich 

Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte kann, in 
den Fällen der §§ 4, 5 und 9 im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Arbeit und, 
soweit es sich um Leistungen nach §§ 25 bis 
27 des Bundesversorgungsgesetzes handelt, 
auch im Einvernehmen mit dem Bundes- 
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minister des Innern, zur Vermeidung un- 
billiger Härten in Einzelfällen Maßnahmen 
nach diesem Gesetz ganz oder teilweise zu- 
lassen. 


§ 13 

Kostenregelung 

(1) Der den Trägern der Sozialversicherung 
und der Arbeitslosenversicherung auf Grund 
des § 9 entstehende Aufwand wird ihnen mit 
Ausnahme der Verwaltungskosten aus Mit- 
teln des Bundes erstattet, soweit dieser Auf- 
wand die Leistungen übersteigt, auf die die 
nach § 1 Nr. 1 Berechtigten nach anderen 
gesetzlichen Bestimmungen Anspruch haben. 
Den Trägern der Krankenversicherung sind 
Verwaltungskostcn in Höhe von 7 vom Hun- 
dert der entstandenen Aufwendungen zu er- 
statten. 

(2) Im übrigen trägt der Bund die Auf- 
wendungen für Leistungen nach diesem Ge- 
setz jeweils in dem gleichen Umfange wie die 
Aufwendungen für Leistungen, die unmittel- 
bar auf Grund der Gesetze gewährt werden, 
die in diesem Gesetz für entsprechend an- 
wendbar erklärt sind. 


§ 14 


Überleitungsvorschrift für Bestimmungen, in 
denen auf die Eigenschaft als Heimkehrer 
abgestellt ist 

Soweit in anderen Vorschriften, die die 
Gewährung von Leistungen von der Einhal- 
tung eines Stichtages abhängig machen, Heim- 
kehrer hiervon freigestellt sind, gilt diese Frei- 
stellung auch für Personen im Sinne des § 9 
Abs. 1, die sich am Stichtage in Gewahrsam 
befunden haben. 


§ 15 


Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S- 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 


§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeines 

Nach dem Bundesversorgungsgesetz und den 
hierzu ergangenen Verwaltungsvorschriften 
kann Versorgung nur solchen ehemaligen 
Häftlingen gewährt werden, die aus kriegs- 
ursächlichen Gründen und durch die Alliier- 
ten bzw. die Besatzungsmächte in Gewahr- 
sam genommen wurden. Es ist jedoch nicht 
möglich, ohne den gesetzlichen Vorschriften 
Gewalt anzutun, auch solchen Personen Ver- 
sorgung zu gewähren, die nicht aus kriegs- 
ursächlichen, sondern aus Gründen in Ge- 
wahrsam genommen wurden, die durch die 
politische Entwicklung der Nachkriegszeit be- 
dingt sind. 

Bis etwa zum Jahre 1948 erfolgten Verhaf- 
tungen seitens der Besatzungsmächte in Ver- 
folgung des gemeinsamen Kriegszieles der 
Alliierten, nämlich der „Vernichtung des 
Militarismus und des Nationalsozialismus“. 
Von diesem Zeitpunkt ab gingen die Be- 
satzungsmächte auch in dieser Beziehung ver- 
schiedene Wege. Während in den Westzonen 
die automatisch Arrestierten entlassen und 


neue Verhaftungen durch die Besatzungs- 
mächte kaum noch durchgeführt wurden, 
vielmehr an Stelle von Besatzungsverfahren 
rechtsstaatlich geordnete Verfahren vor deut- 
schen Gerichten traten, wurde der politische 
Kurs in der SBZ in Richtung auf ein volks- 
demokratisches System vorangetrieben. Die 
hierbei angewendeten Methoden entfernten 
sich zunehmend von den Grundsätzen eines 
demokratischen Rechtsstaates. Parallel mit 
dieser Entwicklung ging eine Übertragung 
von Zuständigkeiten an deutsche sowjetzonale 
Stellen. Wenn durch sowjetzonale Gerichte 
auch noch heute Verurteilungen auf Grund 
der Kontrollratsdirektive Nr. 38 erfolgen, so 
handelt es sich in Wirklichkeit nicht mehr 
um die eigentlichen Tatbestände dieser Direk- 
tive. So sind die Verurteilten auch in der 
Regel nicht mehr frühere „Militaristen und 
Nationalsozialisten“, sondern Personen, die 
als sogenannte Klassenfeinde oder sonst ge- 
eignet erscheinen, den Aufbau einer Volks- 
demokratie in der SBZ zu hindern oder zu 
stören. 
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Personen, die in der SBZ unter diesen 
Aspekten in Gewahrsam genommen worden 
sind und während des Gewahrsams körper- 
liche Schäden erlitten haben, können in der 
Bundesrepublik nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz nicht in den Genuß einer Be- 
schädigtenrente gelangen, ebensowenig wie 
die Hinterbliebenen solcher Personen eine 
Hinterbliebenenrente nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz erhalten können. Zwar hat 
die Verwaltungspraxis durch eine extensive 
Auslegung des Bundesversorgungsgesetzes 
versucht, auch in diesen Fällen zu helfen, 
Eine solche Praxis sprengt aber offensichtlich 
den Rahmen des Bundesversorgungsgesetzes. 

Beim Heimkehrergesetz und beim Unterhalts- 
beihilfegesetz hat der Gesetzgeber im Wege 
der Novellierung den hier in Frage stehenden 
Personenkreis der politischen Häftlinge mit 
einbezogen. Diese Regelung hat zwar zu- 
nächst Härten in der Praxis beseitigt. Es 
konnte sich aber hierbei nur um eine Behelfs- 
lösung handeln. Während im Laufe der Zeit 
die Fälle des kriegsbedingten Gewahrsams 
ihre Regelung durch die oben genannten Ge- 
setze gefunden haben und die Zahl der noch 
aus kriegsbedingten Gründen in Haft be- 
findlichen Personen immer kleiner wird, hal- 
ten die Verurteilungen und Verhaftungen 
in der SBZ aus politischen Gründen nach wie 
vor an. Es ist zur Zeit auch nicht abzusehen, 
ob und wann hier eine Änderung eintritt. 

Bei dieser Sachlage erscheint es zweckmäßig 
und notwendig, die Leistungen des Bundes- 
versorgungsgesetzes auch den politischen Häft- 
lingen durch ausdrückliche gesetzliche Rege- 
lung einzuräumen und diesen Personenkreis 
gleichzeitig aus dem Heimkehrergesetz und 
dem Unterhaltsbeihilfegesetz, in dem sie 
einen Fremdkörper darstellen, herauszulösen. 
Es kann zweifelhaft sein, ob eine rechtliche 
Verpflichtung der Bundesrepublik besteht, 
über kriegsursächliche oder vertreibungs- 
ursächliche Schäden hinaus auch Personen 
Leistungen einzuräumen, die durch die poli- 
tische Entwicklung in der Nachkriegszeit 
außerhalb des Bundesgebietes geschädigt wor- 
den sind. Auch aus diesem Grunde sieht der 
Entwurf davon ab, die Frage einer Haftent- 
schädigung für ehemalige politische Häftlinge 
zu regeln. Diese Frage soll einer außergesetz- 
lichen Regelung Vorbehalten bleiben, wonach 
Geldzuwendungen ähnlich denen des Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetzes gewährt 
werden sollen, jedoch ohne daß hierauf ein 
gesetzlich begründeter Anspruch besteht. Be 


züglich der Gewährung von Versorgungs- 
leistungen sieht jedoch der Entwurf einen 
Rechtsanspruch auf Leistungen vor. Unter 
gesamtdeutschen Aspekten und im Hinblick 
darauf, daß es sich bei dem begünstigten Per- 
sonenkreis durchweg um Deutsche im Sinne 
des Art. 116 GG handelt, dürfte eine solche 
Regelung gerechtfertigt sein. 

Was den Personenkreis anbelangt, so erfaßt 
der Entwurf als Hauptkomplex zunächst die 
Sowjetzonenhäftlinge. 

Nach Angaben von Sachverständigen, die 
allerdings nur Schätzungen darstellen, wur- 
den in der SBZ seit Ende 1949 etwa 25 000 
Personen aus politischen Gründen zu Frei- 
heitsstrafen verurteilt. In sowjetzonalen 
Strafanstalten befinden sich zur Zeit etwa 
23 000 politische Häftlinge. Die Zahl der bis 
jetzt in die SBZ entlassenen ehemaligen poli- 
tischen Häftlinge beträgt etwa 35 000, wäh- 
rend die Zahl der jetzt im Bundesgebiet oder 
in Berlin (West) lebenden ehemaligen poli- 
tischen Gefangenen etwa 25 000 beträgt. Es 
ist nur natürlich, daß ein erheblicher Teil der 
entlassenen politischen Häftlinge unmittelbar 
im Anschluß an die Entlassung den Weg in 
die Bundesrepublik findet. Sie werden hier 
in der Regel als Sowjetzonenflüchtlinge ge- 
mäß § 3 des Bundesvertriebenengesetzes an- 
erkannt. 

Über den Kreis der Sowjetzonenhäftlinge 
hinaus bezieht der Entwurf auch die in den 
unter fremder Verwaltung stehenden deut- 
schen Ostgebieten und darüber hinaus in den 
Gebieten jenseits des „Eisernen Vorhangs“ 
aus politischen Gründen in Gewahrsam ge- 
nommenen Deutschen ein. In diesen Gebieten 
sind die im Zuge der Vertreibung gegen 
deutsche Staatsangehörige und deutsche Volks- 
zugehörige erfolgten Internierungen (§ 1 

Abs. 2 Buchstabe c BVG) inzwischen abge- 
löst worden durch Verhaftungen, die ebenso 
wie in der SBZ unter dem Gesichtspunkt der 
Brechung des politischen Widerstandes gegen 
die Sowjetisierung dieser Gebiete zu sehen 
sind. Es besteht daher kein Grund, die Opfer 
der gleichen politischen Entwicklung in den 
Gebieten außerhalb der SBZ anders zu be- 
handeln als die politischen Häftlinge aus der 
SBZ. Der Personenkreis, der hier in Frage 
kommt, ist deswegen verhältnismäßig klein, 
weil nur ein geringer Teil der Inhaftierten in 
das Bundesgebiet gelangt. Immerhin besteht 
die Möglichkeit, daß im Zuge einer wieder 
aufgenommenen Aussiedlung sich unter den 
Ausgesiedelten auch ehemalige aus politischen 
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Gründen in Haft genommene Deutsche be- 
finden, die ohne die hier vorgesehene Rege- 
lung nicht mehr unter die Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes fallen würden. 
Eine Einschränkung gegenüber der bisherigen 
Rechtslage nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz und dem Unterhaltsbeihilfegesetz sieht 
der Entwurf durch die Einfügung des Be- 
griffs des „Vertretens“ vor. Hierdurch sollen 
vor allem wegen führender nationalsoziali- 
stischer Betätigung Inhaftierte oder infolge 
innerparteilicher Auseinandersetzungen in- 
haftierte Funktionäre des sowjetzonalen bzw. 
volksdemokratischen Systems ausgeschlossen 
werden. Darüber hinaus sind in § 2 noch be- 
sondere Ausschließungsgründe normiert (vgl. 
Einzelbegründung) . 

Um eine Sogwirkung auf entlassene, aber 
noch in der SBZ befindliche ehemalige Häft- 
linge zu vermeiden, sieht der Entwurf einen 
Anwesenheitsstichtag (Tag des Inkrafttretens 
des Gesetzes) vor. Später zuziehende ehe- 
malige politische Häftlinge sollen die Rechte 
und Vergünstigungen dieses Gesetzes nur 
dann in Anspruch nehmen können, wenn sie 
als Sowjetzonenflüchtlinge oder als Aussiedler 
oder im Wege der Familienzusammenfüh- 
rung zugezogen sind. 

Was die Leistungsseite anbelangt, so geht der 
Entwurf von dem Grundsatz aus, daß den 
ehemaligen politischen Häftlingen Leistungen 
und Vergünstigungen grundsätzlich in dem 
gleichen Umfange eingeräumt werden sollen, 
wie sie den Berechtigten nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz, nach dem Unterhaltsbei- 
hilfegesetz und dem Heimkehrergesetz ge- 
währt werden. 

Eine ins Gewicht fallende zusätzliche finan- 
zielle Belastung dürfte nicht entstehen, da 
der weitaus größte Teil der in §§ 1 und 2 
angesprochenen Personen bereits Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz und 
Unterhaltsbeihilfegesetz sowie die Vergün- 
stigungen des Heimkehrergesetzes erhält. Es 
wird allerdings wesentlich von der Entwick- 
lung in der SBZ abhangen, in welchem Aus- 
maße trotz der erwähnten Stichtagsregelung 
auf Grund dieses Gesetzes finanzielle Lasten 
für die Zukunft erwachsen. 

II. Einzelbegründung 

Zu § 1 

§ 1 umreißt den Kreis der Berechtigten. In 
Betracht kommen danach zunächst deutsche 
Staatsangehörige und deutsche Volkszuge- 


hörige, die in der sowjetischen Besatzungs- 
zone oder im sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin inhaftiert worden sind. Ohne Belang 
ist es, wo die Inhaftierten im Zeitpunkt der 
Inhaftierung ihren Wohnsitz hatten; damit 
sind auch Personen erfaßt, die im Geltungs- 
bereich des Gesetzes ihren Wohnsitz haben, 
aber z. B. gelegentlich von Besuchs- oder Ge- 
schäftsreisen in der SBZ inhaftiert wurden. 
Es spielt ferner keine Rolle, ob die Häftlinge 
nach der Verhaftung etwa in Gebiete außer- 
halb der SBZ überführt wurden. Wesentlich 
ist nur, daß sie in der SBZ oder im sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin in Gewahrsam 
genommen wurden. 

Ferner sind die in den unter fremder Verwal- 
tung stehenden Ostgebieten und darüber hin- 
aus in den Gebieten jenseits des „Eisernen 
Vorhangs“ aus politischen Gründen in Ge- 
wahrsam genommenen Deutschen einbe- 
zogen. Es handelt sich hierbei nur um einen 
verhältnismäßig kleinen Personenkreis, da es 
nur wenigen gelingt, in das Bundesgebiet 
oder nach Berlin (West) und damit in den 
Genuß der Leistungen nach diesem Gesetz 
zu gelangen. (Im übrigen vgl. allgemeine Be- 
gründung Seite 6 rechts unten). 

Die Inhaftierungen müssen aus politischen 
d. h. nicht aus kriminellen Gründen erfolgt 
sein. Mit dem Begriff der politischen Haft 
soll aber auch eine Abgrenzung gegenüber 
den kriegsursächlichen Internierungen zum 
Ausdruck gebracht werden. Hafttatbestände 
nicht krimineller Art, die weder als kriegs- 
ursächlich noch als politisch bedingt anzu- 
sehen sind, können, falls ihre Nichtberück- 
sichtigung eine Härte darstellen würde, über 
§ 3 oder § 12 einbezogen werden. Der Begriff 
des „Vertretens“ ist dem § 3 des Bundesver- 
triebenengesetzes entnommen. Zweifellos ist 
dieser unbestimmte Rechtsbegriff in der 
Praxis nicht immer einfach zu handhaben, 
jedoch haben ihn Rechtsprechung und Lite- 
ratur zunehmend geklärt, so daß die mit der 
Ausführung des Gesetzes befaßten Behörden 
mit ihm arbeiten können. Im Hinblick hier- 
auf wurde von einer Enumeration der Fälle 
des „Vertretens“ abgesehen. Die ausdrück- 
liche Festlegung, daß dieser Begriff nach frei- 
heitlich-demokratischer Auffassung auszu- 
legen ist, soll verhindern, daß er im Sinne 
zivil- oder strafrechtlicher Begriffe angewen- 
det wird. 

Der Stichtag vom 8. Mai 1945 soll zum Aus- 
druck bringen, daß Inhaftierungen, die etwa 
in der Sowjetunion vor dem zweiten Welt- 
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krieg erfolgt sind, nicht berücksichtigt 
werden. Andererseits kann aus dem Stichtag 
nicht gefolgert werden, daß die nach dem 
8. Mai 1945 erfolgten Inhaftierungen aus- 
schließlich aus politischen Gründen erfolgt 
sind. 

Befinden sich Angehörige von in der SBZ 
oder in den Vertreibungsgebieten Inhaftier- 
ten im Bundesgebiet, so erhalten sie gemäß 
§ 8 Unterhaltsbeihilfe nach den Vorschriften 
des Gesetzes über Unterhaltsbeihilfe für An- 
gehörige von Kriegsgefangenen. 

Schließlich gehören zum Kreis der nach 
diesem Gesetz Berechtigten die Hinter- 
bliebenen der Inhaftierten. Sie erhalten ge- 
mäß § 5 Hinterbliebenenversorgung nach den 
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes. 
Voraussetzung für die Gewährung von 
Leistungen nach diesem Gesetz ist, daß die 
oben genannten Personen ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt am Tage des In- 
krafttretens des Gesetzes im Bundesgebiet 
bzw. in Berlin (West) haben (Stichtag). 

Ehemalige politische Häftlinge, die später in 
das Bundesgebiet oder nach Berlin (West) zu- 
ziehen, können nur dann Leistungen erhal- 
ten, wenn sie unter den Voraussetzungen des 
§ 3 BVFG, d. h. als Sowjetzonenflüchtlinge, 
gekommen sind. Ehemalige politische Häft- 
linge aus den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 BVFG ge- 
nannten Vertreibungsgebieten müssen als 
Aussiedler im Sinne dieser Vorschrift aner- 
kannt sein. Schließlich werden auch ehemali- 
gen politischen Häftlingen die Rechte dieses 
Gesetzes eingeräumt, ohne daß sie Sowjet- 
zonenflüchtlinge oder Aussiedler sind, sofern 
sie im Wege der Familienzusammenführung 
nach § 94 BVFG ihren ständigen Aufenthalt 
im Geltungsbereich des Gesetzes genommen 
haben. Nicht betroffen durch die Stichtags- 
regelung sind die politischen Häftlinge, die 
im Zeitpunkt der Inhaftierung ihren Wohn- 
sitz im Geltungsbereich des Gesetzes gehabt 
haben, auch wenn sie erst nach Inkrafttreten 
des Gesetzes aus der Haft entlassen werden. 

Mit dieser Regelung weicht der Entwurf von 
der des Bundesversorgungsgesetzes und des 
Unterhaltsbeihilfegesetzes ab, die keinen 
'Stichtag kennen und die Geltendmachung 
von Rechten lediglich an den „befugten Auf- 
enthalt tc im Bundesgebiet knüpfen. Abge- 
sehen davon, daß bei der Anwendung des 
Begriffs des „befugten Aufenthalts“ in der 
Praxis erhebliche Schwierigkeiten entstanden 
sind, die seine weitere Verwendung unzweck- 
mäßig erscheinen lassen, dürfte die Einschrän- 


kung für die Zukunft zur Vermeidung eines 
Sogs nicht nur aus finanziellen, sondern auch 
aus politischen Gründen geboten sein. 
Bezüglich der Geltendmachung von Leistun- 
gen gemäß § 9 ist allerdings zusätzlich erfor- 
derlich, daß die Haft ein Jahr gedauert und 
der aus der Haft Entlassene innerhalb sechs 
Monaten seinen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich des Gesetzes genommen hat (vgl. Be- 
gründung zu § 9). 

Zu § 2 

Durch diese Bestimmung werden in Anleh- 
nung an entsprechende Vorschriften in ande- 
ren Gesetzen (Bundesvertriebenengesetz, 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz, Bun- 
desergänzungsgesetz zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung) 
gewisse Ausschlußgründe vorgesehen. Die hier 
aufgeführten Tatbestände beschränken nicht 
den Personenkreis, sondern die Geltend- 
machung von Leistungen. 

Absatz 2 sieht die Möglichkeit vor, die Ge- 
währung oder Weitergewährung von Leistun- 
den zu versagen, wenn festgestellt wird, daß 
der Berechtigte sich in einer die Sicherheit 
oder die demokratischen Einrichtungen der 
Bundesrepublik oder des Landes Berlin 
gefährdenden Weise zugunsten des hinter 
dem Eisernen Vorhang herrschenden poli- 
tischen Systems betätigt hat. Bei dieser Be- 
stimmung handelt es sich nicht um einen 
zwingenden Ausschluß des Leistungsberech- 
tigten, sondern nur um eine Kann- Vorschrift, 
da Fälle denkbar sind, in denen z. B. die 
unterhaltsbeihilfeberechtigten Angehörigen 
eines in der SBZ Inhaftierten mit Drohungen 
oder Versprechungen zu einer destruktiven 
Tätigkeit veranlaßt werden. In solchen Fällen 
könnte ein zwingender Leistungsausschluß 
eine Härte darstellen. 

Da es sich bei den zugunsten der Angehörigen 
und Hinterbliebenen (§ 1 Nr. 2 und 3) vor- 
gesehenen Leistungen um abgeleitete Rechte 
handelt, mußte in Absatz 3 bestimmt wer- 
den, daß die Geltendmachung dieser An- 
sprüche auch dann Beschränkungen unter- 
liegt, wenn Ausschlußgründe zwar nicht in 
der Person des Angehörigen oder Hinter- 
bliebenen selbst, wohl aber bei dem unmit- 
telbar Betroffenen (§ 1 Nr. 1) Vorgelegen 
haben. 

Zu § 3 

§ 3 sieht eine Ermächtigung zur Erweiterung 
des in § 1 umschriebenen Personenkreises im 
Wege einer durch die Bundesregierung mit 
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Zustimmung des Bundesrates zu erlassenden 
Rechtsverordnung in zweifacher Hinsicht 
vor. § 1 des Entwurfs knüpft bei der Um- 
schreibung des berechtigten Personenkreises 
in territorialer Hinsicht an die SBZ ein- 
schließlich des sowjetisch besetzten Sektors 
von Berlin sowie an die in § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des BVFG genannten Gebiete — jenseits des 
Eisernen Vorhangs — an. Es dürften jedoch 
auch Fälle denkbar sein, in denen deutsche 
Staatsangehörige oder deutsche Volkszuge- 
hörige in anderen Gebieten außerhalb des 
Geltungsbereiches des Gesetzes — z. B. im 
Saargebiet — aus politischen Gründen inhaf- 
tiert worden sind. § 1 des Gesetzentwurfs 
geht weiterhin bei der Abgrenzung des Per- 
sonenkreises davon aus, daß die Berechtigten 
in Gewahrsam genommen wurden. Es dürfte 
aber auch Fälle geben, in denen z. B. deutsche 
Staatsangehörige oder deutsche Volkszuge- 
hörige, ohne in Gewahrsam genommen zu 
sein, politischen Verfolgungsmaßnahmen mit 
der Folge einer Gesundheitsschädigung aus- 
gesetzt waren. In beiden Richtungen kann es 
die Billigkeit erfordern, daß solche Personen 
den nach diesem Gesetzentwurf zu Leistun- 
gen Berechtigten gleichzustellen sind. Da es 
rechtlich nicht zweifelsfrei ist, ob die Einbe- 
ziehung solcher Personengruppen über eine 
Anwendung des § 12 erfolgen kann, ist in § 3 
— analog der Vorschrift des § 14 BVFG — 
die Möglichkeit einer Regelung durch Rechts- 
verordnung vorgesehen. 

Der Erlaß einer Rechtsverordnung kann erst 
in Frage kommen, wenn ein Bedürfnis hier- 
für in Erscheinung treten wird. 

Zu § 4 

Durch diese Vorschrift wird bestimmt, daß 
für Gesundheitsschäden, die sich die Berech- 
tigten durch den Gewahrsam zugezogen 
haben, Versorgung generell nach den 
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes 
(BVG) gewährt werden soll. Damit würden 
frühere politische Häftlinge insoweit die 
gleiche Versorgung erhalten, wie sie für 
Kriegsopfer vorgesehen ist. § 4 findet nur 
Anwendung, wenn eine Versorgung unmit- 
telbar nach den Vorschriften des BVG nicht 
in Betracht kommt. 

Zu § 5 

Wie die durch den Gewahrsam an ihrer Ge- 
sundheit beschädigten Personen selbst, sollen 
auch ihre Hinterbliebenen Versorgung nach 
Maßgabe des Bundesversorgungsgesetzes er- 
halten, wenn der Beschädigte an den Folgen 


seiner Schädigung gestorben ist. Absatz 2 
dient der Klarstellung im Hinblick auf die 
durch § 7 geänderte Fristenregelung. 

Zu § 6 

Für den Fall, daß dem Beschädigten bereits 
Versorgung für die Folgen einer Schädigung 
im Sinne der Tatbestände des § 1 BVG ge- 
währt wird und ein Anspruch auf Versor- 
gung nach diesem Gesetz hinzutritt, ist es er- 
forderlich, die Minderung der Erwerbsfähig- 
keit unter Berücksichtigung der gesamten 
Schädigungsfolgen einheitlich festzustellen 
und Versorgung unmittelbar nach dem BVG 
zu gewähren. Dabei ist § 55 BVG zu be- 
achten, der bestimmt, wie bei Zusammen- 
treffen einer Beschädigtenrente mit einer 
Witwen- oder Waisenrente oder einer Be- 
schädigten- bzw. Witwenrente mit einer 
Elternrente zu verfahren ist. 

Zu § 7 

Die Frist für Anträge auf Versorgung nach 
dem BVG beträgt für Beschädigte, Witwen 
und Waisen zwei Jahre (§§ 56, 58), für 
Eltern drei Jahre (§ 59). Es wird für aus- 
reichend gehalten, die Frist für Anträge nach 
diesem Gesetz einheitlich auf ein Jahr fest- 
zusetzen, wobei im Interesse einer gleich- 
mäßigen Behandlung aller Berechtigten die 
Frist nicht vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes und nicht vor dem Tage des Ein- 
treffens des Berechtigten im Bundesgebiet 
bzw. in Berlin (West) beginnen soll. 

Zu § 8 

Die Angehörigen von Personen, die unter § 1 
Nr. 1 des Entwurfs fallen und sich in Haft 
befinden, erhalten während der Dauer des 
Gewahrsams Unterhaltsbeihilfe in entspre- 
chender Anwendung der Vorschriften des 
Gesetzes über die Unterhaltsbeihilfe für An- 
gehörige von Kriegsgefangenen. Bei dieser 
Regelung handelt es sich lediglich um eine 
Herausnahme dieses Personenkreises aus dem 
Unterhaltsbeihilfegesetz und seine Einbe- 
ziehung in den vorliegenden Entwurf unter 
Beibehaltung der bereits bisher gewährten 
Leistungen. Wegen der Zweckmäßigkeit 
dieser Regelung vgl. Allgemeine Begründung 
Seite 6 links unten. Absatz 1 Satz 2 dient 
lediglich der Klarstellung. 

Bei der Außerkraftsetzung der Bestimmung 
des § 2 Abs. 3 des Unterhaltsbeihilfegesetzes 
war klarzustellen, daß die bis zum Inkraft- 
treten des vorliegenden Gesetzentwurfs nach 
dem Unterhaltsbeihilfegesetz behandelten 


9 



Fälle nicht wieder aufgerollt werden sollen. 
Soweit an Angehörige Dienstbezüge gemäß 
§ 37 b Abs. 4 des Gesetzes zu Art. 131 GG 
gezahlt werden, entfällt die Zahlung von 
Unterhaltshilfe. 

Zu § 9 

Bezüglich der Notwendigkeit, die ehemaligen 
politischen Häftlinge aus dem Heimkehrer- 
gesetz herauszulösen und in dieses Gesetz 
einzubeziehen vgl. Allgemeine Begründung 
Seite 6 links unten. Der Entwurf übernimmt 
die bisherige Regelung des § 1 Abs. 4 HKG 
für Sowjetzoneninternierte bezüglich der Min- 
destgewahrsamsdauer und der Sechsmonats- 
frist für die Aufenthaltsnahme, konnte aber 
auf den dort für Sowjetzoneninternierte vor- 
gesehenen Entlassungsstichtag ( 30. Novem- 
ber 1949) deswegen verzichten, weil der § 9 
dieses Gesetzes, wie sich aus Absatz 3 ergibt, 
nur für nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
in seinen Geltungsbereich zuziehende ehe- 
malige Häftlinge Geltung hat. 

Nach Absatz 2 soll von dem Erfordernis der 
Mindestdauer des Gewahrsams bei der An- 
wendung des § 24 des Heimkehrergesetzes 
abgesehen werden. Wenn auch nach der bis- 
herigen Regelung im Heimkehrergesetz die 
Haftzeit als Ersatzzeit in der Rentenversiche- 
rung nur dann angerechnet wurde, wenn die 
Haft länger als zwölf Monate dauerte, so er- 
scheint eine Aufrechterhaltung dieser Be- 
schränkung, die sich einseitig zuungunsten 
der politischen Häftlinge ausgewirkt hat, 
nicht vertretbar. Entsprechendes gilt für die 
Gewährung von Steigerungsbeträgen nach 
§ 24 Abs. 2 des Heimkehrergesetzes. Da eine 
wirksame Korrektur der Schäden, die durch 
die Haft hinsichtlich der Sozialversicherung 
entstehen, nur dadurch herbeigeführt wer- 
den kann, daß diese Zeiten ohne Rücksicht 
darauf, wann der Betroffene seinen Aufent- 
halt im Bundesgebiet genommen hat, als 
Ersatzzeiten für Wartezeit, Anwartschaft und 
rentensteigernd angerechnet werden, ist in 
diesen Fällen auch von dem Erfordernis ab- 
zusehen, daß der Betroffene seinen Aufent- 
halt innerhalb von sechs Monaten im Bundes- 
gebiet nimmt. 

Durch Absatz 3 wird § 1 Abs. 4 HKG nicht 
aufgehoben, seine Anwendung aber auf die 
vor Inkrafttreten in den Geltungsbereich des 
Gesetzes gekommenen ehemaligen Sowjet- 
zonenhäftlinge beschränkt. 

Zu § 10 

Für die Bearbeitung der Anträge auf Be- 
schädigten- und Hinterbliebenenversorgung 


nach §§ 4 bis 7 sollen die Versorgungs- und 
Landesversorgungsämter zuständig sein. Das 
Verfahren richtet sich bis zum Inkrafttreten 
des kurz vor der Verabschiedung stehenden 
Bundesgesetzes über das Verwaltungsverfah- 
ren der Kriegsopferversorgung gemäß § 84 
Abs. 3 BVG nach den zur Zeit noch gültigen 
landesrechtlichen Vorschriften. 

Für die Gewährung der Vergünstigungen des 
Heimkehrergesetzes ist sachentsprechend die 
Zuständigkeit der mit der Durchführung der 
Vorschriften des Heimkehrergesetzes jeweils 
befaßten Behörden vorgesehen. 

Über Streitigkeiten sollen die Gerichte der 
Sozialgerichtsbarkeit entscheiden, und zwar 
sollen die Vorschriften des Sozialgerichts- 
gesetzes insoweit Anwendung finden, als sie 
je nach der Art des Anspruches für die Ange- 
legenheiten der Kriegsopferversorgung, der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung oder der Sozialver- 
sicherung maßgebend sind. 

Die Feststellung, ob die Voraussetzungen des 
§ 1 des Entwurfs gegeben sind, ist für die 
Gewährung von Leistungen nach diesem Ge- 
setz von entscheidender Bedeutung. Im Inter- 
esse einer einheitlichen Beurteilung des Tat- 
bestandes wird es aber nicht für zweckmäßig 
und auch nicht für zumutbar gehalten, daß 
die für die Gewährung der Leistungen jeweils 
zuständigen Fachbehörden und Stellen diese 
Feststellungen — möglicherweise noch von- 
einander abweichend — treffen. In Abs. 4 
ist daher die Erteilung einer Bescheinigung als 
selbständiger Verwaltungsakt vorgesehen, 
wodurch für die jeweilige Leistungsbehörde 
mit bindender Wirkung die Zugehörigkeit 
zum Personenkreis des § 1 des Gesetzes nach- 
gewiesen wird. Mit dieser Aufgabe sollen die 
in den Ländern für die Ausstellung der Aus- 
weise nach dem Bundesvertriebenengesetz zu- 
ständigen Behörden betraut werden, da die 
zu prüfenden Voraussetzungen in enger Ver- 
bindung mit den Tatbeständen des § 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes stehen. Das gleiche 
gilt auch für die Prüfung der Ausschließungs- 
gründe nach § 2, wenigstens soweit sie in 
einem Verhalten außerhalb des Geltungs- 
bereiches des Gesetzes und in der Vergangen- 
heit liegen. Daher beschränkt Absatz 3 das 
Negativattest auf die Ausschließungsgründe 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2. 

Aus dieser Regelung folgt, daß für Streitfälle, 
die die materiellen Leistungen betreffen, im 
allgemeinen die Sozialgerichte zuständig sind, 
für Klagen gegen die Versagung der Be- 
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scheinigung dagegen der allgemeine Verwal- 
tungsgerichtsweg gegeben ist. Diese Regelung 
erscheint zweckmäßig, nachdem die allge- 
meinen Verwaltungsgerichte auch über die 
verwandten Tatbestände des § 3 BVFG zu 
entscheiden haben, während sich die Sozial- 
gerichte bisher hiermit nicht zu befassen 
brauchten* 

Zu § 11 

Der größte Teil der entlassenen und in den 
Geltungsbereich des Gesetzes zuziehenden 
ehemaligen politischen Häftlinge ist genötigt, 
sich längere Zeit in den sogenannten Gast- 
lagern oder in Durchgangslagern aufzuhalten. 
Dies hat in der Praxis dazu geführt, daß die 
Landesbehörden sich für die Entgegennahme 
und Bearbeitung von Anträgen auf Gewäh- 
rung von Vergünstigungen nach einschlägigen 
Gesetzen teilweise für unzuständig erklärt 
haben. Da der hier in Frage stehende Per- 
sonenkreis auf die alsbaldige Gewährung von 
Leistungen nach diesem Gesetz besonders an- 
gewiesen ist, erschien eine klare Zuständig- 
keitsregelung geboten. 

Zu § 12 

Die Erfahrungen bei der Anwendung des 
Bundesversorgungsgesetzes, des Unterhalts- 
beihilfegesetzes und des Heimkehrergesetzes 
haben gezeigt, daß die Aufnahme einer Härte- 
klausel auch in dieses Gesetz notwendig ist. 
Die Fassung entspricht der des § 89 des Bun- 
desversorgungsgesetzes. Entsprechend der 
Praxis des Bundesversorgungsgesetzes soll die 
Anwendung der Härtevorschrift auf die 
obersten Landesbehörden weitgehend dele- 
giert werden, jedoch erfordert der Gesichts- 
punkt der einheitlichen Durchführung des 
Gesetzes die Koordinierung durch den Bun- 
desminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 


Kriegsgeschädigte, der, was die Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz und dem 
Heimkehrergesetz anbelangt, den Bundesar- 
beitsminister zu beteiligen hat. 

Zu § 13 

Der Absatz 1 entspricht der Regelung des 
§ 27 des Heimkehrergesetzes. Der Absatz 2 
bestimmt eine Kostenverteilung zwischen 
Bund und Ländern, wie sie auch für die Auf- 
wendungen auf Grund der jeweils für ent- 
sprechend anwendbar erklärten Gesetze gilt. 
Zur Frage des Umfanges der entstehenden 
finanziellen Belastung vgl. Allgemeine Be- 
gründung Seite 7 links unten. 

Zu § 14 

In einer Reihe von Gesetzen, die Stichtags- 
regelungen enthalten, wie z. B. § 230 LAG, 
% 10 BVFG, sind die Heimkehrer von der 
Einhaltung des Stichtags ausgenommen. Es 
war erforderlich, sicherzustellen, daß durch 
Beschränkung der Anwendung des § 1 Abs. 4 
HKG auf bereits im Geltungsbereich des Ge- 
setzes befindliche Personen nach Inkraft- 
treten des Gesetzes kommende ehemalige 
politische Häftlinge bei der Anwendung der 
obengenannten Gesetze nicht benachteiligt 
werden. Voraussetzung ist allerdings, daß sich 
diese ehemaligen Häftlinge an dem je^ eiligen 
Stichtage der obengenannten Gesetze noch 
oder bereits in Gewahrsam befunden haben, 
weil nur in diesen Fällen ein Kausalzusam- 
menhang mit der Versäumung des Stichtages 
als gegeben angesehen werden kann. 

Zu § 15 

Eine Einbeziehung des Landes Berlin er- 
scheint bei diesem Gesetz besonders geboten, 
da ein erheblicher Teil der politischen Häft- 
linge nach der Entlassung gerade im Land 
Berlin ständigen Aufenthalt genommen hat. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu § 1 

Am Schluß des § 1 werden hinter den 
Worten „im Wege der Familienzusam- 
menführung“ die Worte „gemäß § 94 des 
Bundesvertriebenengesetzes K gestrichen. 
Außerdem wird ein neuer Satz angefügt, 
der folgende Fassung hat: 

„Als Familienzusammenführung gilt nur 
die Zusammenführung der in § 94 Abs. 2 
des Bundesvertriebenengesetzes genannten 
Personen.“ 

Begründung 

Nach der Fassung des Gesetzentwurfs 
werden lediglich die Familienzusammen- 
führungen berücksichtigt, die zu Personen 
erfolgen, die selbst Vertriebene oder 
Flüchtlinge sind. Diese Einschränkung 
entspricht nicht dem Zweck des Gesetzes. 

2. Zu § 2 Abs. 1 Nr. 1 

In § 2 Abs. 1 Nr. 1 werden hinter den 
Worten „politischen System“ die Worte 
“in verwerflicher Weise“ gestrichen. 

Begründung 

Die Formulierung im Gesetzentwurf setzt 
ein moralisches Urteil voraus, das der 
Verwaltungsbehörde nicht zugemutet wer- 
den kann. Es dürfte genügen, das Vor- 
schubleisten als solches zum Ausschluß- 
grund zu erheben, nachdem in der Recht- 
sprechung dieser Begriff hinreichend ge- 
klärt worden ist. 

3. Zu § 2 Abs. 1 Nr. 3 

In § 2 Abs. 1 Nr. 3 wird nach den Wor- 
ten „im Geltungsbereich dieses Gesetzes“ 
eingesetzt das Wort „rechtskräftig“. 

Begründung 

Nur die Urteile, die rechtskräftig’ gewor- 
den sind, können zu einem Ausschluß von 


den Leistungen nach diesem Gesetz 
führen. 

4. Zu § 5 Abs. 1 

In § 5 Abs. 1 ist ein zweiter Satz anzu- 
fügen mit folgendem Wortlaut: 

„§ 52 des Bundesversorgungsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden.“ 

Begründung 

Es soll sichergestellt werden, daß auch auf 
die als verschollen geltenden Personen die 
Bestimmungen des Gesetzes Anwendung 
finden. 

5. Zu § 10 

In Absatz 3 des § 10 sind die Worte 
„(Bundesgesetzbl. I S. 1239)“ durch die 
Worte zu ersetzen „in der Fassung vom 
10. August 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 239)“. 

Begründung 

Redaktionelle Änderung, die durch die 
Neufassung des Sozialgerichtsgesetzes be- 
dingt ist. 

6. Zu § 12 

§ 12 erhält folgenden Wortlaut: 

4 12 

Härteausgleich 

Die zuständige oberste Landesbehördc 
kann im Benehmen mit dem Bundes- 
minister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte zur Vermeidung unbil- 
liger Härten in Einzelfällen Maßnahmen 
nach diesem Gesetz ganz oder teilweise 
zulassen.“ 

Begründung 

Die Änderung entspricht der verfassungs- 
mäßigen Kompetenzverteilung zwischen 
Bund und Ländern. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Abänderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung tritt den Vorschlägen 
des Bundesrates zu Nr. 1 und 3 bis 5 bei. 
Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
unter Nr. 2 vermag sie sich nicht anzu- 
schließen. 

Begründung 

Entgegen der Auffassung des Bundesrates 
stellt die Rechtsprechung zum Bundes- 
ergänzungsgesetz zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
nicht auf die Verwerflichkeit des Vorschub- 
leistens ab. Das Vorschubleisten schlechthin 
als Ausschlußgrund zu statuieren, erscheint 
für die Zwecke dieses Gesetzes als zu weit- 
gehend. 

Dem Vorschlag zu Nr. 6 stimmt die Bundes- 
regierung mit der Maßgabe zu, daß anstelle 


des Wortes „Benehmen“ das Wort „Einver- 
nehmen“ tritt. 

Begründung 

Im Interesse einer bundeseinheitlichen An- 
wendung der Härtevorschrift und im Hin- 
blick darauf, daß der Bund die durch die 
Durchführung des Gesetzes erwachsenden 
Aufwendungen in vollem Umfange trägt, 
soweit es sich um die Versorgungsleistungen 
und die Unterhaltsbeihilfe handelt, muß ent- 
sprechend der bisherigen Regelung im Bun- 
desversorgungsgesetz, im Unterhaltsbeihilfe- 
gesetz und im Heimkehrergesetz das Einver- 
nehmen mit dem für die Durchführung des 
Gesetzes zuständigen Bundesressort sicher- 
gestellt werden. 
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